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Sehr geehrte Leser*innen,

die Umsetzung der EU-Entgelttransparenzrichtlinie 
(EUPTD) wirft zentrale Fragen zur Anwendung arbeits-
rechtlicher Vorschriften und Berichtspflichten auf – 
insbesondere in komplexen, internationalen Unterneh-
mensstrukturen. 

Dieses Whitepaper fasst wesentliche Erkenntnisse aus 
den Client Alerts von Deloitte zusammen und bietet 
eine strukturierte Einordnung relevanter Fallkonstella- 
tionen. Ziel ist es, Unternehmen eine fundierte Orientie-
rung zu geben, um Auskunftsansprüche rechtssicher zu 
bewerten und Berichtspflichten effizient umzusetzen. 
So schaffen Sie Transparenz, minimieren Risiken und 
stärken Ihre Vergütungsgovernance nachhaltig.

Über den Herausgeber
Deloitte Legal ist Teil der globalen Deloitte-Organisation und steht für rechtliche Beratung durch recht-
lich selbstständige Mitgliedsunternehmen. In Deutschland wird die Rechtsberatung durch Deloitte Legal 
erbracht. Diese Publikation basiert auf Client Alerts von Deloitte und dient ausschließlich allgemeinen 
Informationszwecken. Autoren: Lars Hinrichs, Carsten Auel, Elisa Ultsch und Klaus Heeke.
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Das anwendbare Recht für die Be-
richtspflichten beurteilt sich nach 
dem gesetzlichen Territorialprinzip. 

Die Umsetzung der Entgelttransparenzrichtlinie (RL 2023/970/EU, EUPTD) in 
das deutsche Recht steht unverändert aus, wobei ein erster Entwurf des in-
ländischen Umsetzungsgesetzes im vierten Quartal 2025 zu erwarten ist. Ar-
beitgeber-Unternehmen mit (Satzungs-) Sitz in Deutschland, die sich bereits 
mit der Umsetzung der EUPTD in das inländische Recht beschäftigen, haben 
in den vergangenen Monaten neben der Etablierung und/oder Fortschrei-
bung der Entgeltstrukturen und der Pay Gap-Analysen u.a. eine Analyse der 
(voraussichtlichen) Adressaten des Entgelt-Auskunftsanspruchs des einzel-
nen Arbeitnehmers nach Maßgabe der Art. 5ff. EUPTD sowie der Berichts-
pflichten nach Maßgabe des Art. 9 EUPTD vorgenommen. Dies ist insbeson-
dere für internationale Unternehmensgruppen mit Gruppenunternehmen 
und/oder Niederlassungen in EWR-Staaten sowie in Nicht-EWR-Staaten zu 
verzeichnen. Dieser Client Alert fasst die wesentlichen bisherigen Erwägun-
gen zu den maßgeblichen Fallgruppen zusammen. 

Aus deutscher Sicht werden die materiellen Regelungen der EUPTD zum Auskunfts-
anspruch voraussichtlich im Entgelttransparenzgesetz (EntgeltTG) umgesetzt wer-
den (Fortschreibung des in der aktuellen Fassung der § 10ff. EntgeltTG bestimmten 
Auskunftsanspruchs). Die Umsetzung der Berichtspflichten könnte ebenfalls im 
EntgeltTG, gegebenenfalls in den bilanzrechtlichen Regelungen des HGB erfolgen. 
Hierzu wird der Gesetzgeber vor allem die gesetzlichen Regelungen der §§ 21ff. Ent-
geltTG zu den bereits aktuell bestehenden Berichtspflichten modifizieren. 

 

1. Der Ausgangsfall: Ausschließlich im Inland tätiges Unternehmen und aus-
schließlich im Inland tätige Unternehmensgruppe 

Der Auskunftsanspruch des einzelnen Arbeitnehmers (wie auch des einzelnen 
Stellenbewerbers) ist als gesetzlicher Anspruch arbeitsrechtlicher Natur. Für die 
die Vorgaben der Art. 5ff. EUPTD umsetzenden inländischen Gesetzesregelungen 
zum Auskunftsanspruch gilt das Territorialprinzip. Der Auskunftsanspruch beur-
teilt sich im Ausgangspunkt nach dem auf das Arbeitsverhältnis anwendbare 
Recht. Enthält der Arbeitsvertrag keine Rechtswahlklausel, wird der Auskunftsan-
spruch bei einem ausschließlich im Inland tätigen Unternehmen aus dem EntgeltTG 
folgen.  

Die nach der Umsetzung des Art. 9 EUPTD in das inländische Recht zu beachtenden 
gesetzlichen Vorgaben zu den Berichtspflichten betreffen das öffentliche Arbeits-
recht und verpflichten Arbeitgeber, die von den Berichtspflichten erfasst werden (= 
im Fall der 1:1-Umsetzung der EUPTD in das inländische Recht alle Arbeitgeber mit 
mindestens 100 regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmern, unabhängig von der 
Rechtsform), zur Veröffentlichung der genannten Entgelt(transparenz-)daten. Erste 
Berichte sind je nach Arbeitnehmerzahl bis zum 7. Juni 2027 (≥ 150 Arbeitnehmer) 
bzw. 7. Juni 2031 (≥ 100 Arbeitnehmer) zu veröffentlichen.  

Das für die Berichtspflicht anwendbare Recht folgt ebenfalls dem gesetzlichen Ter-
ritorialprinzip. Maßgeblich ist dazu der (Satzungs-)Sitz des Arbeitgebers und bei 
ausschließlich im Inland tätigen Unternehmen ergeben sich die Berichtspflichten 
aus den inländischen EUPTD-Umsetzungsregelungen.  

Die gesetzlichen Berichtspflichten folgen zudem dem Rechtsträger-Prinzip. Der 
gesetzlichen Berichtspflicht unterliegt der einzelne Arbeitgeber in seiner Rechtsper-
son und die konkreten Voraussetzungen für die Berichtspflicht beurteilen sich nach 
dem Regelungsinhalt des Art. 9 EUPTD in der Fassung des inländischen Rechts al-
lein nach den maßgeblichen (quantitativen) Daten des einzelnen Arbeitgebers. Dies 
bedingt bei einer ausschließlich im Inland tätigen Unternehmensgruppe, dass sich 
im Fall einer 1:1-Umsetzung der Vorgaben der EUPTD in das inländische Recht die 
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Das für den Auskunftsanspruch maßgeb-
lich anwendbare Recht beurteilt sich 
nach der arbeitsvertraglichen Rechts-
wahlklausel nach Maßgabe des Art. 8 
Rom I-VO 

Anzahl der regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmer ausschließlich nach dem einzel-
nen Arbeitgeber-Rechtsträger beurteilt und insbesondere keine gruppenbezogene 
Zurechnung von Arbeitnehmern einzelner (Tochter-)Gesellschaften zur einzelnen 
Konzern(ober-)gesellschaft erfolgt.  

Die Veranschaulichung dieser gesetzlichen Leitprinzipien für die Berichtspflicht soll an 
folgendem Beispiel 1 erfolgen: Die Hamburg Aronia Holding GmbH (HAG) mit Sitz in 
Hamburg) ist Konzernobergesellschaft der Hamburg Aronia-Gruppe (HAG-Gruppe). Sie 
beschäftigt regelmäßig 80 Arbeitnehmer. Eine weitere Konzerngesellschaft ist die Ham-
burg Aronia Vertrieb GmbH (HAV) mit Sitz in Hamburg (100 Arbeitnehmer). Die HAG un-
terliegt bei einer 1:1-Umsetzung des Art. 9 EUPTD in das EntgeltTG nicht der gesetzli-
chen Berichtspflicht; insbesondere sind ihr für die Beurteilung der Überschreitung des 
Schwellenwertes von mindestens 100 regelmäßig beschäftigten Arbeitnehmern nicht 
die Arbeitnehmer der HAV zuzurechnen. Die HAV unterliegt bei einer 1:1 Umsetzung der 
gesetzlichen Berichtspflicht ab 2031 und hat die maßgeblichen berichtspflichtigen Da-
ten (allein) aus dem Kreis ihrer Arbeitnehmer zu validieren. 

Die Verneinung der Zurechnung dürfte dabei – mit Blick auf den Transparenz-Zweck 
der Berichtspflicht - auch für (Konzern-)Unternehmen anzunehmen sein, die ein-
zelne ihrer Betriebe arbeitsrechtlich als gemeinsamer Betrieb durchführen. Zudem 
haben sich nach dem Regelungsinhalt des Art. 9 EUPTD auch die berichtsrelevanten 
Daten jeweils auf den einzelnen Arbeitgeber-Rechtsträger zu beziehen und ist daher 
bei 1:1-Umsetzung der Vorgaben der EUPTD in das inländische Recht insbesondere 
keine konzernweite Berichterstattung durchzuführen. Damit unterscheidet sich die 
Berichtspflicht nach EUPTD deutlich von den Berichtspflichten der CSRD, die 
grundsätzlich eine (Teil-)Konzernberichterstattung vorsehen.  

 

2. Unternehmen und Unternehmensgruppen mit Sitz aller Gesellschaften im In-
land und ausländischen Niederlassungen  

Die gesetzliche Grundlage für den Auskunftsanspruch des einzelnen Arbeitneh-
mers beurteilt sich auch in diesem Fall nach dem anwendbaren Recht.  

Enthält der Arbeitsvertrag keine Rechtswahlklausel,  

Zur Veranschaulichung der in dieser Fallgruppe denkbaren Fallkonstellationen wird das 
Beispiel 1 zum Beispiel 2 fortgeschrieben: Die HAV betreibt neben dem (Satzungs-)Sitz 
in Hamburg Niederlassungen in Norwegen (Oslo) und in Marokko (Marrakesh).  

Wird das Arbeitsverhältnis in der relevanten Niederlassung im EWR-Ausland durch-
geführt, beurteilt sich der Auskunftsanspruch nach den dortigen die Regelungen der 
Art. 5ff. EUPTD umsetzenden inländischen gesetzlichen Regelungen des Tätigkeits-
staats (Art. 8 Abs. 2 und 3 Rom I-VO). Staaten aus dem Nicht-EWR-Ausland unter-
liegen nicht dem Anwendungsbereich der EUPTD und haben daher die Regelungen 
der Art. 5ff. EUPTD nicht in das inländische Recht umzusetzen. 

Konkret im Beispiel 2: Der in der Niederlassung der HAV in Oslo tätige Arbeitnehmer 
kann den Auskunftsanspruch aus der Art. 7 EUPTD umsetzenden Regelung des norwe-
gischen Umsetzungsgesetzes geltend machen. Der in der Niederlassung der HAV in 
Marrakesh tätige Arbeitnehmer hat keinen Auskunftsanspruch, da Marokko als EWR-
Drittstaat nicht vom Anwendungsbereich der EUPTD erfasst ist und daher keine mit Art. 
5ff. EUPTD korrespondierenden inländischen gesetzlichen Regelungen zu erlassen hat. 

Enthält der Arbeitsvertrag eine Rechtswahlklausel, beurteilt sich die Rechtsgrund-
lage des Auskunftsanspruchs nach dem arbeitsvertraglich bestimmten Recht nach 
Maßgabe des Art. 8 Rom I-VO.  

Die Berichtspflichten ergeben sich mit Blick auf das Rechtsträgerprinzip auch in 
dieser Fallgruppe nach dem inländischen Recht. In den jeweiligen Bericht 



Auskunftsberechtigte Arbeitnehmer und berichtspflichtige Arbeitgeber nach der EUPTD: Anwendbares Recht |  
Deloitte Sound Compensation Experts 
 

3 
 

Das für die Berichtspflicht anwendbare 
Recht bestimmt sich nach dem Sitz des 
einzelnen Arbeitgeber-Unternehmens. 

einzubeziehen sind in der Folge alle Arbeitnehmer der inländischen und ausländi-
schen Niederlassungen (inklusive der Niederlassungen in Nicht-EWR-Vertragsstaa-
ten 

Konkret im Beispiel 2: Die HAV hat für die Berichtspflicht sämtliche Arbeitnehmer und 
ihre Daten aus den Niederlassungen Hamburg, Oslo und Marrakesh zu berücksichtigen. 

Die Aufbereitung der Entgeltdaten hat nach Maßgabe des Art. 9 EUPTD (und bei 1:1-
Umsetzung in das inländische Recht) für den einzelnen Rechtsträger kumuliert zu 
erfolgen, eine differenzierte Darstellung der Entgeltdaten nach inländischen und 
ausländischen Niederlassungen ist aus gesetzlicher Sicht nicht erforderlich, ergän-
zend freiwillig jedoch möglich 

3. Unternehmensgruppe mit Sitz der Konzernobergesellschaft im Inland und 
Sitz von einzelnen weiteren Konzerngesellschaften in EWR-Drittstaaten 

Die gesetzliche Grundlage für den Auskunftsanspruch des einzelnen Arbeitneh-
mers beurteilt sich auch in diesem Fall nach dem anwendbaren Recht.  

Enthält der Arbeitsvertrag keine Rechtswahlklausel, hat die Bestimmung des an-
wendbaren Rechts nach Maßgabe der gesetzlichen Regelungen des Art. 8 Abs. 2 bis 
4 VO 593/2008/EU (Rom I-VO) zu erfolgen.  

Zur Veranschaulichung der in dieser Fallgruppe denkbaren Fallkonstellationen wird das 
Beispiel 2 zum Beispiel 3 fortgeschrieben: Zur HAG-Unternehmensgruppe gehört unter 
anderem auch die Hamburg Aronia Polska Sp.z.o.o. (HAP) mit Sitz in Warschau. Die HAP 
beschäftigt regelmäßig 300 Arbeitnehmer, davon 50 in ihrer Niederlassung in Berlin. 

Die gesetzliche Rechtsgrundlage des Auskunftsanspruchs des einzelnen Arbeitneh-
mers beurteilt sich gemäß dem Territorialprinzip nach dem Recht des relevanten 
Staates nach Maßgabe des Art. 8 Rom I VO. Dies betrifft alle Arbeitnehmer, unab-
hängig vom Sitz des Arbeitgebers im Inland oder im (EWR-/Nicht-EWR-)Ausland. 

Konkret im Beispiel 3: Der bei HAP in Warschau tätige Arbeitnehmer kann den Aus-
kunftsanspruch aus der Art. 7 EUPTD umsetzenden Regelung des polnischen Umset-
zungsgesetzes geltend machen. Der in der Niederlassung der HAP in Berlin tätige Ar-
beitnehmer kann den Auskunftsanspruch aus dem deutschen EntgeltTG geltend ma-
chen. 

Enthält der Arbeitsvertrag eine Rechtswahlklausel, beurteilt sich die Rechtsgrund-
lage des Auskunftsanspruchs nach dem arbeitsvertraglich bestimmten Recht nach 
Maßgabe des Art. 8 Rom I-VO.  

Auch die Berichtspflichten ergeben sich mit Blick auf das Rechtsträgerprinzip nach 
dem auf den einzelnen Rechtsträger anwendbaren Recht.  

Konkret im Beispiel 3: Die HAV hat die Berichtspflicht nach Maßgabe des deutschen 
Umsetzungsgesetzes zur EUPTD und die HAP hat die Berichtspflicht nach Maßgabe des 
polnischen Umsetzungsgesetzes zu erfüllen. HAP und HAV haben jeweils ausschließ-
lich die bei ihnen beschäftigten Arbeitnehmer zu berücksichtigen und insoweit sind die 
in der Berliner Niederlassung der HAP beschäftigten Arbeitnehmer ausschließlich von 
der HAP in ihre polnische Berichterstattung einzubeziehen. 

4. Unternehmensgruppe mit Sitz der Konzernobergesellschaft im Inland und 
Sitz von einzelnen weiteren Konzerngesellschaften in Nicht-EWR-Drittstaaten 

Die gesetzliche Grundlage für den Auskunftsanspruch des einzelnen Arbeitneh-
mers beurteilt sich auch in diesem Fall nach dem anwendbaren Recht.  

Enthält der Arbeitsvertrag keine Rechtswahlklausel, hat die Bestimmung des an-
wendbaren Rechts nach Maßgabe des Art. 8 Abs. 2 bis 4 Rom I-VO zu erfolgen.  

Zur Veranschaulichung der in dieser Fallgruppe denkbaren Fallkonstellationen wird das 
Beispiel 3 zum Beispiel 4 fortgeschrieben: Zur HAG-Unternehmensgruppe gehört unter 
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anderem auch die Hamburg Aronia Dubai LLC (HAD) mit Sitz in Dubai. Die HAD beschäf-
tigt regelmäßig 270 Arbeitnehmer, davon 10 in ihrer Niederlassung in Berlin. 

Die gesetzliche Rechtsgrundlage des Auskunftsanspruchs des einzelnen Arbeitneh-
mers beurteilt sich gemäß dem Territorialprinzip nach dem gemäß Art. 8 Rom I-VO 
anwendbaren Recht. Dies betrifft alle Arbeitnehmer, unabhängig vom Sitz des Ar-
beitgebers im Inland oder im (EWR-/Nicht-EWR-)Ausland. 

Konkret im Beispiel 4: Der bei HAD an ihrem Sitz in Dubai tätige Arbeitnehmer hat keinen 
Auskunftsanspruch, da die VAE als EWR-Drittstaat nicht vom Anwendungsbereich der 
EUPTD erfasst sind und daher keine mit Art. 5ff. EUPTD korrespondierenden inländi-
schen gesetzlichen Regelungen zu erlassen haben. Die in der Niederlassung der HAD in 
Berlin tätigen Arbeitnehmer können ihren Auskunftsanspruch aus dem EntgeltTG gel-
tend machen, sofern dieses – wie zu erwarten – auch für Arbeitnehmer in Deutschland 
bei einem Arbeitgeber mit Sitz in einem EWR-Drittstaat gilt und keine abweichende wirk-
same Rechtswahlklausel vereinbart wurde. 

Enthält der Arbeitsvertrag eine Rechtswahlklausel, beurteilt sich die Rechtsgrund-
lage des Auskunftsanspruchs nach dem arbeitsvertraglich bestimmten Recht nach 
Maßgabe des Art. 8 Rom I-VO.  

Die Berichtspflichten ergeben sich mit Blick auf das Rechtsträgerprinzip nach dem 
auf den einzelnen Rechtsträger anwendbaren Recht. 

Konkret im Beispiel 4: Die HAD hat keinen Bericht nach Maßgabe des Art. 9 EUPTD zu 
erstellen, da die VAE als EWR-Drittstaat nicht vom Anwendungsbereich der EUPTD er-
fasst sind und daher keine mit Art. 9 EUPTD korrespondierenden inländischen gesetzli-
chen Regelungen zu erlassen haben. Für die in der Niederlassung der HAD in Berlin tä-
tigen Arbeitnehmer ist auch kein Bericht nach Maßgabe der Art. 9 EUPTD umsetzenden 
Regelungen des deutschen Umsetzungsgesetzes zur EUPTD zu erstellen. 

 

5.Ausblick 

Die Gesetzgebungsverfahren zur Umsetzung der Vorgaben der EUPTD in das jewei-
lige inländische Recht befinden sich in den meisten EWR-Staaten derzeit noch im 
Verfahrensstadium (s. zum aktuellen Überblick des Status Quo in den einzelnen Mit-
gliedstaaten auch unsere regemäßig aktualisierten FAQ: https://www.deloi-
tte.com/de/de/services/tax/perspectives/eu-entgelttransparenzrichtlinie.html).  

Eine abschließende Klarheit zum jeweils konkret anwendbaren Recht für den Aus-
kunftsanspruch und für die Berichtspflichten werden Unternehmen v.a. im grenz-
überschreitenden Unternehmensgruppen-Kontext nach dem Abschluss der jeweili-
gen Gesetzgebungsverfahren in den relevanten Mitgliedstaaten haben. Die finale 
Vergütungsgovernance zur rechtssicheren und zugleich bedarfsgerechten Imple-
mentierung der Auskunftspflichten und der Berichtspflichten ist dann mit der gebo-
tenen rechtlichen Sorgfalt vorzunehmen. Wir geben zum Fortgang der jeweiligen Ge-
setzgebungsverfahren praxisrelevante Updates. 

 

Feldfunktion geändert

https://www.deloitte.com/de/de/services/tax/perspectives/eu-entgelttransparenzrichtlinie.html
https://www.deloitte.com/de/de/services/tax/perspectives/eu-entgelttransparenzrichtlinie.html
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